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1. Kapitel 

Einführung 

Die Landwirtschaft spielt im Vergleich zu anderen Wirtschafts sektoren in den 
Volkswirtschaften der Industrieländer nur eine unbedeutende Rolle. Doch gerade 
die Industrieländer leisten sich einen stark subventionierten Agrarsektor, der mit 
viel Aufwand gegen die Konkurrenz aus anderen Ländern abgeschirmt wird. Die 
Liberalisierung des Welthandels wird durch die Restriktionen des Agrarhandels 
wiederholt gehemmt. Bereits die Uruguay-Runde des GATT (General Agreement 
on Tariffs and Trade), das dem Prinzip des Weltfreihandels verpflichtet ist, wurde 
durch die Verhandlungen über die Landwirtschaft lange hinausgezögert und ihr Er-
folg ernsthaft gefährdet. Nunmehr droht die neue Welthandelsorganisation WTO 
(World Trade Organization) anläßlich des Bananenstreites zwischen der EG1 und 
den USA ihre Autorität und damit ihre Bedeutung einzubüßen. 

Der Agraraußenhandel der EG ist paradigmatisch für den Agrarprotektionismus 
der Industrieländer. Zusammen mit den USA wird die EG als Hauptstörfaktor des 
Agrarweltmarktes genannt2• Dies ruft die Frage nach dem rechtlichen Hintergrund 
der europäischen Agraraußenhandelspolitik hervor. Der EGV3 - Gründungsvertrag 
und Verfassung der EG zugleich - gibt den Gemeinschaftsorganen auch auf dem 
Gebiet des Agraraußenhandels inhaltliche Vorgaben vor. Wo er die Agraraußen-
handelspolitik zwischen den antagonistischen Außenhandelsmodellen Weltfreihan-
del und Protektionismus ansiedelt und ob die tatsächlich verfolgte Politik den ge-
setzlichen Vorgaben entspricht, ist Thema dieser Dissertation. 

A. Wirtschaftspolitischer Hintergrund 

J. Die Landwirtschaft als außergewöhnlicher Wirtschaftssektor 

Die Landwirtschaft weicht mit einigen charakteristischen Merkmalen von den 
übrigen Bereichen einer Volkswirtschaft ab. Abgesehen von der traditionellen Be-
deutung und Homogenität der Gruppe der ländlichen Bevölkerung ist diese Son-

1 Durch Art. 8 EUV (Vertrag über die Europäische Union, vom 7.2. 1992) wurde die Eu-
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) in ,,Europäische Gemeinschaft" (EG) umbenannt. 

2 Vgl. für viele Tetsch, Wirtschaftsdienst 1980,294 passim. 

3 Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25.3. 1957. 
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derrolle auf die speziellen Produktions strukturen im Agrarbereich zurückzuführen. 
Landwirtschaftliche Erträge sind in hohem Maße von Klima, Wetterschwankungen 
und Bodenverhältnissen abhängig. Produktionsumstellungen aufgrund von Ände-
rungen der Marktverhältnisse sind nur schwerfällig in Gang zu setzen und erfor-
dern hohe Investitionen4• Dies führt zu einer relativ großen Preisinstabilität auf 
den landwirtschaftlichen Märkten, die durch eine inflexible Nachfrage5 und saiso-
nale Angebotsschwankungen verstärkt wird6. Gleichzeitig sichert die Produktion 
von Agrarprodukten zu einem großen Teil die Lebensmittelversorgung der Bevöl-
kerung und berührt damit deren elementare Grundbedürfnisse7• Die heimische 
Landwirtschaft wird wegen ihrer Sensibilität weltweit von den Staaten sorgsam be-
obachtet und regelmäßig vor äußeren, sich möglicherweise negativ auswirkenden 
Einflüssen geschützt8. 

11. Der Agraraußenhandel der EG 

Obwohl sie bei ihrer Gründung noch ein Nettoimporteur von Agrargütern war, 
hat sich die EG inzwischen zu einem Nettoexporteur entwickelt9. Sie bleibt aber 
der weltgrößte Importeur von landwirtschaftlichen Produkten 10. Mit einem Welt-
marktanteil von ca. 30% ist die EG ein Wirtschaftsfaktor, dessen auf den Welthan-
del bezogene Entscheidungen sich tiefgreifend auf die Entwicklung des Weltmark-
tes auswirken 11. 

Der Außenhandel der EG stellt sich nicht - wie bei den Nationalstaaten üblich -
als der grenzüberschreitende Güteraustausch mit Wirtschaftssubjekten aus anderen 
Nationalstaaten dar12• Bei der EG handelt es sich weder um einen (Bundes-) 
Staat13, noch um eine internationale Organisation im herkömmlichen völkerrecht-

4 Boest, S. 30, 33; Koester, Marktlehre, S. 137 ff.; zurückhaltender Grant, S. 29. 

5 Siehe hierzu Koester, Marktlehre, S. 140 ff.; Gilsdorfl Priebe, in: Grabitz, EGV, Art. 39 
a.F., Rz. 37. 

6 Balzer, Ztz 1984, 197 (197 f.). V gl. gegen eine Rechtfertigung einer interventionisti-
schen und protektionistischen Agrarpolitik aus diesen Gründen die Literaturhinweise bei 
Gardner, S. 102, Fn. 1. 

7 Balzer, ztz 1984, 197 (197 f.). 

S Zur langen Tradition des Agrarprotektionismus: Haverkate, S. 317; OckendenlFranklin, 
S. 2; Balzer, ztz 1984, 197 (198); Bhagwati, Geschützte Märkte, S. X, 13 f. 

9 Grant, S. 25; FennelI, S. 70; Gardner, S. 84 und 87; ausführlich Koester, APZG 1995, B 
33 - 34, S. 25 (28 f., Tabelle 1). 

10 Gardner, S. 87; Europäische Kommission, Lage der Landwirtschaft 1996, S. T 1182 f. 
11 Vgl. Grilli, in: EI-Agraa, S. 135; Rosenblatt et al., S. 16; Koester, Marktlehre, S. 249 f.; 

FennelI, S. 70. Zumindest mittelbare Auswirkungen können auch Maßnahmen entwickeln, 
die allein auf den Binnenagrarmarkt gerichtet sind. 

12 Volkswirtschaftlich wird der Außenhandel definiert als Austausch von Güterbündeln 
zwischen der Gesamtheit der Inländer und der Gesamtheit der Ausländer, Seil, S. 120. 
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lichen Sinne, sondern um ein neues Gebilde im Rahmen des Völkerrechts, das als 
supranationale Organisation bezeichnet wird l4 . Der Begriff des Außenhandels -
übertragen auf die EG - bezieht sich daher auf den Warenaustausch zwischen Wirt-
schaftssubjekten aus den Mitgliedsstaaten und aus Nichtmitgliedstaaten 15, der die 
Außengrenzen des Binnenmarktes überschreitet. 

Die EG ist im Agraraußenhandel das einzige Handlungssubjekt mit eigenen 
Rechten und Pflichten. Zwar wurde im Vertrag von Maastricht durch Art. 1 EUV 
in der Gestalt der Europäischen Union (EU) ein neuer Akteur geschaffen, der orga-
nisationsrechtlich als eine einheitliche Organisation anzusehen ist. Der EUV bildet 
als sog. "Mantelvertrag" eine Tempelkonstruktion. Die Europäische Union stellt 
das Dach dar, während die Europäischen Gemeinschaften 16 einerseits und die neu 
hinzugefügten intergouvernementalen Foren17 andererseits die das Dach stützen-
den drei Säulen repräsentieren. Da die EU keine eigene Rechtspersönlichkeit auf-
weist und auf die Organe und Instrumentarien der EG angewiesen ist, bleibt die 
EG alleiniges Handlungssubjekt l8• 

Durch den Vertrag von Amsterdam 19 haben die Mitgliedstaaten, neben einer 
neuen Numerierung der Vorschriften2o, erneut Kompetenzen ihrer einzelstaatIichen 
Souveränität entzogen und der EG zugeordnet21 . 

13 Es fehlen die drei nach dem Völkerrecht notwendigen staatsbegründenden Charakteristi-
ka Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt: BVerfGE 22, 293 (296); BVerfG JZ 1993, 1100 
(1105): Maastricht; zum Maastricht-Urteil: Götz. JZ 1993, 1081; Bleckmann. Europarecht. 
Rz. 977 -987; Oppermann. in: Hommelhoff I Kirchhof. S. 87 (9\); BBPS. S. 69 f.; Streinz. 
Rz. 121; Bogdandy / Nettesheim. in: Grabitz, EGV. Art. 1, Rz. 58; Seidl-HohenfeIdern. Rz. 
622. 

14 Ob diese supranationale Organisation einen neuen Typ einer internationalen Organisa-
tion darstellt (so für viele: Bleckmann. Europarecht. Rz. 989), oder ob es sich um eine voll-
ständig neuartige Kategorie des Völkerrechts neben Staat und internationaler Organisation 
handelt. wie von Bogdandy/Nettesheim. in: Grabitz, EGV, Art. I, Rz. 59 vertreten, soll hier 
dahin gestellt bleiben, da praktische Konsequenzen daraus nicht erwachsen. 

15 Diese Nichtmitglieder werden auch als Drittstaaten bezeichnet. 

16 Die Europäischen Gemeinschaften bestehen aus der EG, der EGKS und dem Euratom. 

17 Es handelt sich hierbei um die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und 
die Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS); vgl. Artt. II ff. und 
Artt. 29 ff. EUV. 

18 Streinz, Rz. 121 b; Bleckmann. DVBL. 1992.335; Oppermann. in: Hommelhoffl Kirch-
hof, S. 87 (90); Baetge, BayVBI. 1992, 711; Everling. DVBI. 1993, 936 ff.; BVerfGE 89, 155 
(195); Bogdandy / Nettesheim. in: Grabitz, EGV, Art. I, Rz. I, 2. Diesselben weisen aber in 
EuR 1996, 3 (23 ff.) auf die schrittweise Durchsetzung der EU als Rechtspersönlichkeit und 
Handlungssubjekt in der Priaxis hin. Hiergegen: Pechstein. EuR 1996, 137 ff. Für eine 
Rechtspersönlichkiet der EU: Ress. JuS 1992, 985 (986). Da der EG als Rechtssubjekt das 
Handeln nach dem EGV, und daher auch die Agraraußenhandelspolitik, zugerechnet wird, 
untersucht diese Arbeit allein die Entscheidungen der EG als Handlungssubjekt. 

19 Der Vertrag von Amsterdam zur Änderung des EUV und des EGV wurde am 2. 10. 1997 
unterzeichnet. 
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